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W120 2224324-1/10E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht fasst durch den Richter Dr. Christian Eisner Uber die Beschwerde des XXXX gegen den
Bescheid der GIS Gebuhren Info Service GmbH vom 10. September 2019, GZ XXXX , Teilnehmernummer: XXXX , den

Beschluss:
A)

Das Beschwerdeverfahren wird eingestellt.


file:///

B)

Die ordentliche Revision ist nicht zulassig.

Text

BEGRUNDUNG:
I. Verfahrensgang:

1. Mit am 9. Juli 2019 bei der belangten Behorde eingelangtem Schreiben beantragte der Beschwerdefuhrer die
Befreiung von der Entrichtung der Rundfunkgebthren fiir Fernseh- und Radioempfangseinrichtungen sowie eine
Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt.

2. Mit dem angefochtenen Bescheid vom 10. September 2019 wurde dem Beschwerdefiihrer die ihm mit Bescheid
der belangten Behoérde vom 21. Juli 2015 zuerkannte Rundfunkgebihrenbefreiung und Zuschussleistung zum
Fernsprechentgelt zum 30. September 2016 entzogen.

3. Gegen diesen Bescheid wurde mit bei der belangten Behdrde am 24. September 2019 eingelangtem Schreiben
fristgerecht Beschwerde erhoben.

4. Die belangte Behdrde legte die Akten betreffend das vorliegende Verfahren mit Schriftsatz vom 9. Oktober 2019
dem Bundesverwaltungsgericht vor.

5. Der Beschwerdefuhrer erkldrte mit Schreiben vom 25. Juni 2020, dass er seine Beschwerde gegen den
angefochtenen Bescheid zurlckziehe.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Mit dem angefochtenen Bescheid vom 10. September 2019 wurde dem Beschwerdefiihrer die ihm mit Bescheid der
belangten Behdérde vom 21. Juli 2015 zuerkannte Rundfunkgebihrenbefreiung und Zuschussleistung zum
Fernsprechentgelt zum 30. September 2016 entzogen.

Gegen diesen Bescheid wurde mit bei der belangten Behtrde am 24. September 2019 eingelangtem Schreiben
fristgerecht Beschwerde erhoben.

Der Beschwerdefuhrer erklarte mit Schreiben vom 25. Juni 2020, dass er seine Beschwerde gegen den angefochtenen
Bescheid zurulckziehe.

2. Beweiswurdigung:

Diese Ausfuhrungen grinden sich auf die angefihrte Entscheidung und die angefuhrten Schriftsatze, welche Teil der
dem Bundesverwaltungsgericht vorliegenden Verfahrensakten sind.

3. Rechtliche Beurteilung:
Zu Spruchpunkt A)
3.1. §28 Abs 1 VWGVG(,Erkenntnisse”), BGBI | Nr 33/2013, lautet wie folgt:

.8 28. (1) Sofern die Beschwerde nicht zurtickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, hat das Verwaltungsgericht
die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

[..I"

8 31 Abs 1 VWGVG (,Beschlisse”) ordnet Folgendes an:

»8 31. (1) Soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist, erfolgen die Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss.
[..I"

3.2.  Die Annahme, eine Partei ziehe die von ihr erhobene Beschwerde zurtick, ist nur dann zulassig, wenn die
entsprechende Erklarung keinen Zweifel daran offen lasst und ein Willensmangel ausgeschlossen werden kann (vgl.


https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/33
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/31

VwWGH 27.04.2016, Ra 2015/10/0111). Mal3gebend ist das Vorliegen einer in dieser Richtung eindeutigen Erklarung (vgl.
VwGH 22.11.2005, 2005/05/0320, uvm). Die Zurtickziehung der Beschwerde wird mit dem Zeitpunkt des Einlangens
wirksam (vgl. VwGH 25.07.2013, 2013/07/0106).

Der Verwaltungsgerichtshof sprach in Bezug auf die Einstellung des Verfahrens vor den Verwaltungsgerichten in
seinem Erkenntnis vom 29. April 2015, Fr 2014/20/0047, Folgendes aus:

+Aus den Bestimmungen des 8 28 Abs. 1 und8 31 Abs. 1 VWGVG geht hervor, dass das Verwaltungsgericht in jenem
Fall, in dem das Verfahren - hier: das Beschwerdeverfahren - einzustellen ist, eine Entscheidung in der Rechtsform des
Beschlusses zu treffen hat (vgl. in diesem Sinn - bezogen auf8 50 VwGVG und die Einstellung eines
Verwaltungsstrafverfahrens - auch das hg. Erkenntnis vom 30. September 2014, Ra 2014/02/0045). Gemal & 31 Abs. 1
VWGVG erfolgen namlich die Entscheidungen und Anordnungen eines Verwaltungsgerichtes durch Beschluss, soweit
nicht ein Erkenntnis zu fallen ist. 8 28 Abs. 1 VWGVG nimmt die Einstellung des Verfahrens, wozu jedenfalls die
Einstellung des Beschwerdeverfahrens zu zdhlen ist, von der Erledigung mittels Erkenntnis ausdrucklich aus. [...].
Bezogen auf nach dem AVG geflhrte Berufungsverfahren ist davon auszugehen, dass - auch ohne diesbezlgliche
ausdruckliche gesetzliche Anordnung - eine Verfahrenseinstellung (ua.) dann vorzunehmen ist, wenn die Berufung
rechtswirksam zurtickgezogen wurde (vgl. Hengstschlager/Leeb, AVG § 66 Rz 56, mit Hinweisen auf die hg.
Rechtsprechung). Nach Ansicht des Verwaltungsgerichtshofes hat diese Auffassung auch fir das von
Verwaltungsgerichten geflhrte Beschwerdeverfahren Platz zu greifen (vgl. Fuchs in Fister/Fuchs/Sachs,
Verwaltungsgerichtsverfahren, § 28 VWGVG Anm 5; die Einstellung in Beschlussform im Fall der Zurlckziehung der
Beschwerde bejahend auch Gétzl/Gruber/Reisner/Winkler, Das neue Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte § 28
VWGVG Rz 7, Schmied/Schweiger, Das Verfahren vor den Verwaltungsgerichten erster Instanz S 112,
Grabenwarter/Fister, Verwaltungsverfahrensrecht und Verwaltugnsgerichtsbarkeit4 S 232 Hengtschldger/Leeb, AVG?, §
13 Rz 42, Hauer, Gerichtsbarkeit 6ffentlichen Rechts3 Rz 191).”

Der Verwaltungsgerichtshof judizierte bezlglich der Einstellung des Verfahrens vor den Verwaltungsgerichten in
seinem Erkenntnis vom 9. September 2016, Ra 2016/02/0137, Folgendes:

+[...] hingegen bezieht sich die in§ 28 Abs. 1 VWGVG angesprochene, durch Beschluss vorzunehmende Einstellung des
Verfahrens auf das (Beschwerde-)Verfahren vor dem Verwaltungsgericht, etwa im Fall einer Zurlckziehung der
Beschwerde (in diesem Sinne zur Einstellung des Verwaltungsstrafverfahrens als meritorische Entscheidung auch
Faber, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Rz 69 zu Art. 130 B-VG; Kolonovits/Muzak/Stdger, Verwaltungsverfahrensrecht10,
Rz 1216; Gotzl/Gruber/Reisner/Winkler, Das neue Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte, Rz 8 zu § 28 und Rz 2 zu §
50 VWGVG; Schmied/Schweiger, Das Verfahren vor den Verwaltungsgerichten erster Instanz, 111)."

3.3. Entsprechend dieser Rechtsprechung ist bezogen auf ein vor den Verwaltungsgerichten geflhrtes
Beschwerdeverfahren davon auszugehen, dass eine Verfahrenseinstellung (ua) dann vorzunehmen ist, wenn die
Beschwerde rechtswirksam zurtickgezogen wurde.

3.4. Im vorliegenden Fall ist die Zurtckziehung der Beschwerde mit Schreiben vom 25. Juni 2020 als solche eindeutig
zu verstehen. Aufgrund der rechtswirksamen Zurlckziehung der verfahrensgegenstandlichen Beschwerde, ist das
Verfahren daher mit Beschluss einzustellen (vgl. VwGH 09.09.2016, Ra 2016/02/0137).

Zu Spruchpunkt B)

GemaR§ 25a Abs 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemafR Art 133 Abs 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Nach Art 133 Abs 9 iVm Abs 4 B-VG ist gegen einen Beschluss des Verwaltungsgerichtes die Revision zuldssig, wenn
dieser von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil der
Beschluss von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die
zu l6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet
wird. Ist die Rechtslage eindeutig, liegt keine die Zuldssigkeit einer Revision begrindende Rechtsfrage von
grundsatzlicher Bedeutung vor (vgl. VWGH 28.02.2018, Ro 2017/04/0120).

Die Revision ist gemal Art 133 Abs 9 iVm Abs 4 B-VG nicht zuldssig, da keiner der vorgenannten Falle vorliegt. Auch
sind keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu lésenden Rechtsfrage ersichtlich. Die
Rechtslage ist eindeutig und die vorliegende Entscheidung folgt der zitierten héchstgerichtlichen Judikatur.
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